
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pascal Meiser, Susanne Ferschl,
Anke Domscheit-Berg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 20/172 –

Entwicklung der Löhne und Arbeitsbedingungen in der Brief- und 
Paketzustellungsbranche

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Paketbranche hat sich in den letzten Jahren im rasanten Tempo zu einer 
bedeutenden Branche entwickelt. Immer wieder werden dabei Berichte über 
schlechte Bezahlung und Arbeitsbedingungen öffentlich (https://www.tagessc
hau.de/inland/paketzusteller-arbeitsbedingungen-101.html; https://www.w
n.de/NRW/4401726-Dienstleistungen-Zoll-kontrolliert-Paketdienste; https://w
ww.verkehrsrundschau.de/nachrichten/paketzusteller-profitieren-kaum-vom-b
oom-im-onlinehandel-2687117.html). Die Fragestellerinnen und Fragesteller 
wollen deshalb genauer wissen, wie sich die Lage der Beschäftigten in dieser 
Branche tatsächlich aktuell darstellt.

1. Wie haben sich das mittlere Bruttomonatsentgelt und das mittlere Brutto-
stundenentgelt von Beschäftigten von Post-Universaldienstleistungsanbie-
tern (WZ 53.1) nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2009 entwickelt 
(bitte jährlich nach Voll- und Teilzeitbeschäftigten, nach geringfügig Be-
schäftigten sowie nach tarifgebundenen und nichttarifgebundenen Be-
schäftigten differenzieren)?

2. Wie haben sich das mittlere Bruttomonatsentgelt und das mittlere Brutto-
stundenentgelt von Beschäftigten von sonstigen Post-, Kurier- und Ex-
pressdiensten (Wirtschaftszweig [WZ] 53.2) nach Kenntnis der Bundes-
regierung seit 2009 entwickelt (bitte jährlich nach Voll- und Teilzeitbe-
schäftigten, nach geringfügig Beschäftigten sowie nach tarifgebundenen 
und nichttarifgebundenen Beschäftigten differenzieren)?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.
Amtliche Daten mit langen Reihen zu durchschnittlichen Bruttostunden- und 
Bruttomonatsverdiensten stellt das Statistische Bundesamt auf Basis der Vier-
teljährlichen Verdiensterhebung zur Verfügung. Für den Wirtschaftszweig 
„H531 Post-Universaldienstleistungsanbieter“ können keine Ergebnisse bereit-
gestellt werden, da zu wenige Betriebe dieses WZ-Unterabschnittes Teil der 
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Stichproben waren. Soweit Daten zu den durchschnittlichen Bruttostunden- und 
Bruttomonatsverdiensten für den Wirtschaftszweig „H532 Sonstige Post-, Ku-
rier- und Expressdiensten“ vorliegen, können sie den Tabellen im Anhang ent-
nommen werden. Eine Differenzierung nach Tarifbindung ist nur für vollzeitbe-
schäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer möglich.

3. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Beschäftig-
ten von Post-Universaldienstleistungsanbietern (WZ 53.1) sowie bei sons-
tigen Post-, Kurier- und Expressdiensten (WZ 53.2) jährlich seit 2009 ent-
wickelt?

a) Wie viele von diesen Beschäftigten waren jeweils in Vollzeit, in Teil-
zeit über 20 Stunden und in Teilzeit unter 20 Stunden beschäftigt (bitte 
absolut und als Anteil an allen Beschäftigten jährlich ausweisen und 
nach Post-Universaldienstleistungsanbietern und sonstigen Post-, Ku-
rier- und Expressdiensten differenzieren)?

b) Wie viele von diesen Beschäftigten waren jeweils befristet beschäftigt 
(bitte absolut und als Anteil an allen Beschäftigten jährlich ausweisen 
und nach Post-Universaldienstleistungsanbietern und sonstigen Post-, 
Kurier- und Expressdiensten sowie für Befristungen mit und ohne 
Sachgrund differenzieren)?

c) Wie viele von diesen Beschäftigten waren jeweils geringfügig be-
schäftigt (bitte jeweils jährlich ausweisen und nach Post-Universal-
dienstleistungsanbietern und sonstigen Post-, Kurier- und Express-
diensten differenzieren)?

Amtliche Daten mit langen Reihen zur Anzahl der Beschäftigten differenziert 
nach der Beschäftigungsart stellt das Statistische Bundesamt auf Basis der Be-
richterstattung des Mikrozensus zur atypischen Beschäftigung zur Verfügung. 
Diese können der Tabelle im Anhang entnommen werden. Allerdings liegen 
keine Informationen zu Befristungen mit und ohne Sachgrund vor. Zudem sind 
Ergebnisse aufgrund der Neugestaltung des Mikrozensus ab dem Berichtsjahr 
2020 nur noch eingeschränkt mit den Vorjahren vergleichbar. Dies betrifft ins-
besondere auch wirtschaftsfachliche Auswertungen unterhalb der Ebene der 
Wirtschaftsabschnitte, sodass diesbezüglich für das Berichtsjahr 2020 keine va-
liden Daten zur Verfügung gestellt werden können.

4. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl und der 
Anteil der Niedriglohnbeziehenden (ohne Auszubildende) bei den Univer-
saldienstleistungsanbietern (WZ 53.1) sowie den sonstigen Post-, Kurier- 
und Expressdiensten (WZ 53.2) seit 2009 entwickelt, und wie hoch ist der 
Anteil im Vergleich dazu jeweils in der Gesamtwirtschaft (bitte jeweils 
jährlich ausweisen und nach Post-Universaldienstleistungsanbietern und 
sonstigen Post-, Kurier- und Expressdiensten differenzieren)?

Amtliche Daten zum sogenannten Niedriglohnbereich stellt das Statistische 
Bundesamt auf Basis der alle vier Jahre durchgeführten Verdienststrukturerhe-
bung (VSE) zur Verfügung. Ergebnisse einer Sonderauswertung für die Be-
richtsjahre 2014 und 2018 zu Anzahl und Anteil der Beschäftigungsverhält-
nisse mit Niedriglohn für die Gesamtwirtschaft sowie für den Wirtschaftszweig 
„H532 Sonstige Post-, Kurier- und Expressdiensten“ können der Tabelle im 
Anhang entnommen werden. Für den Wirtschaftszweig „H531 Post-Universal-
dienstleistungsanbieter“ können keine Ergebnisse bereitgestellt werden, da in 
beiden Berichtsjahren keine Betriebe dieses WZ-Unterabschnittes Teil der 
Stichprobe waren. Aufgrund der Ausweitung der VSE auf Kleinstbetriebe sind 
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zudem vergleichbare Ergebnisse für die Erhebungsjahre vor 2014 nicht verfüg-
bar.

5. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl und der 
Anteil der Beschäftigten von Post-Universaldienstleistungsanbietern 
(WZ 53.1) beziehungsweise von sonstigen Post-, Kurier- und Express-
diensten (WZ 53.2), die aufstockende Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) in Anspruch genommen haben, seit 2009 ent-
wickelt (bitte jeweils jährlich ausweisen und nach Post-Universaldienst-
leistungsanbietern sowie sonstigen Post-, Kurier- und Expressdiensten so-
wie nach sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und geringfügig Be-
schäftigten differenzieren)?

In der Statistik der Bundesagentur für Arbeit werden seit dem Jahr 2008 alle 
Postdienstleistungsanbieter dem Wirtschaftszweig 53.2 „Sonstige Post-, Kurier- 
und Expressdienste“ der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) zuge-
ordnet. Der Wirtschaftszweig 53.1 „Postdienste von Universaldienstleistungs-
anbietern“ findet keine Verwendung mehr. Nachfolgend werden daher Ergeb-
nisse für die Wirtschaftsabteilung 53 „Post-, Kurier- und Expressdienste“ der 
WZ 2008 ausgewiesen.
Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit gab es im April 2021 
in der Wirtschaftsabteilung 53 „Post-, Kurier- und Expressdienste“ der WZ 
2008 rund 352.000 Beschäftigte im Alter von 15 Jahren bis zur Regelalters-
grenze, die sozialversicherungspflichtig tätig waren, darunter rund 13.000 er-
werbstätige erwerbsfähige Leistungs-berechtigte (3,8 Prozent). Rund 78.000 
Beschäftigte im Alter von 15 Jahren bis zur Regelaltersgrenze waren in diesem 
Wirtschaftszweig ausschließlich geringfügig tätig, darunter rund 10.000 er-
werbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte (12,4 Prozent).
Weitere Ergebnisse können der Tabelle im Anhang entnommen werden. In der 
Beschäftigungsstatistik wird der Juni-Wert als Jahreswert ausgewiesen. Er-
werbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte sind erwerbsfähige Regelleis-
tungsberechtigte in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die Leistungen be-
ziehen und zugleich über zu berücksichtigendes Einkommen aus Erwerbstätig-
keit verfügen.

6. Hat die Bundesregierung die Wirkung des Paketboten-Schutz-Gesetzes 
nach Inkrafttreten am 23. November 2019 geprüft?

a) Wie viele Nachunternehmer in der KEP-Branche sind seit Inkrafttreten 
auf Einhaltung der Nachunternehmerhaftung für die Sozialversiche-
rungsbeiträge der Auftragnehmer kontrolliert worden, wie viele davon 
verfügten über eine Präqualifikation oder eine sog. Unbedenklichkeits-
bescheinigung im Sinne von § 28e Absatz 3f Satz 1 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB IV) oder eine Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung im Sinne von § 150 Absatz 3 Satz 2 des Siebten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB VII)?

Wie viele Verstöße gegen die Sozialversicherungspflicht wurden bei 
diesen Kontrollen festgestellt (bitte jeweils jährlich ausweisen)?

b) Wie viele KEP-Unternehmen haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung davon insgesamt seit 2019 bei den Krankenkassen eine Präquali-
fikation oder eine sog. Unbedenklichkeitsbescheinigung im Sinne von 
§ 28e Absatz 3f Satz 1 SGB IV oder eine Unbedenklichkeitsbescheini-
gung im Sinne von § 150 Absatz 3 Satz 2 SGB VII beantragt, wie vie-
len dieser Anträge wurde stattgegeben, und wie viele wurden abge-
lehnt (bitte jeweils jährlich differenziert ausweisen)?
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7. Wie viele Unternehmen, die im Bereich der Kurier-, Express- und Paket-
dienste tätig sind, haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit Inkraft-
treten des sog. Paketboten-Schutz-Gesetzes am 23. November 2019 eine 
Präqualifikation oder eine Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 28f 
Absatz 1a SGB IV oder eine Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 150 
Absatz 3 Satz 2 SGB VII beantragt, und wie viele dieser Anträge sind bis-
her bewilligt beziehungsweise abgelehnt worden (bitte jeweils jährlich dif-
ferenziert ausweisen)?

Die Fragen 6 und 7 werden gemeinsam beantwortet.
Grundgedanke der Generalunternehmerhaftung in der Paketdienstbranche ist 
es, dass ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Beförderung 
von Paketen beauftragt, für dessen Pflicht als Arbeitgeber zur Zahlung des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrags sowie der Beiträge zur gesetzlichen Unfallver-
sicherung haftet, wenn der Auftragnehmer seiner Zahlungspflicht nicht nach-
kommt. Vom Auftragnehmer bzw. Nachunternehmer sind zwar besondere Ent-
geltunterlagen nach § 28f Absatz 1a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB IV) zu führen, eine besondere Haftung oder Kontrolle des Auftragneh-
mers bzw. Nachunternehmers, die über die allgemeinen Haftungs- und Prüfre-
gelungen für Arbeitgeber hinausgeht, wurde mit dem Paketboten-Schutz-Ge-
setz jedoch nicht eingeführt.
Der Bundesregierung liegen keine Zahlen darüber vor, wie viele Unternehmen 
seit Inkrafttreten des Paketboten-Schutz-Gesetzes eine Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung nach § 28f Absatz 1a SGB IV oder nach § 150 Absatz 3 Satz 2 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) oder eine Präqualifikation be-
antragt haben und wie viele dieser Anträge bisher bewilligt beziehungsweise 
abgelehnt worden sind.
Dies ist nach § 28e Absatz 3h SGB IV Gegenstand einer Evaluierung des Ge-
setzes. Die Bundesregierung wird unter Beteiligung des Normenkontrollrates 
zum 31. Dezember 2023 über die Wirksamkeit und Reichweite der General-
unternehmerhaftung für Sozialversicherungsbeiträge im Bereich der Kurier-, 
Express- und Paketdienste berichten, insbesondere über die Haftungsfreistel-
lung durch Präqualifikation und Unbedenklichkeitsbescheinigungen.

8. Wie viele Kontrollen hat die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) des 
Zolls nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2015 jährlich in der Post- 
und Paketbranche (sowohl WZ 53.1 als auch WZ 53.2) durchgeführt, und 
in wie vielen Fällen kam es nach Kontrollen zu Ermittlungen, Ordnungs-
widrigkeiten- oder Strafverfahren wegen Unterschreitung des Mindest-
lohns, wegen fehlender oder mangelhafter Arbeitszeitaufzeichnung oder 
anderer Verstöße (bitte jährlich ausweisen und nach Ermittlungen, 
Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren differenzieren)?

Die in der Arbeitsstatistik der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zoll-
verwaltung abgebildeten Branchen basieren im Wesentlichen auf den Bran-
chenbegriffen im Sinne des § 2a des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und 
des § 4 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, welche nicht deckungsgleich mit 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) sind. So wird in der Ar-
beitsstatistik der FKS die Paketzustellungsbranche nicht gesondert, sondern als 
Teil der Branche Speditions-, Transport- und damit verbundenes Logistikge-
werbe erfasst. Da diese Branche sehr heterogen zusammengesetzt ist, sind 
deren statistische Daten nur bedingt für einen Rückschluss auf die Paketzustel-
lungsbranche geeignet. Zudem erfolgt eine Erfassung der Branche Briefdienst-
leistungen.
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Die Anzahl der in den Jahren 2015 bis 2020 von der FKS jährlich durchge-
führten Arbeitgeberprüfungen, eingeleiteten Strafverfahren, eingeleiteten Ord-
nungswidrigkeitenverfahren sowie davon jeweils eingeleitete Ordnungswidrig-
keitenverfahren wegen Verstoßes gegen § 21 Absatz 1 Nummer 9 und Absatz 2 
des Mindestlohngesetzes (Mindestlohnunterschreitung) und Verstoßes gegen 
§ 21 Absatz 1 Nummer 7 und 8 des Mindestlohngesetzes (Aufzeichnungs-
pflichtverstöße) in der Branche Speditions-, Transport- und damit verbundenen 
Logistikgewerbe sowie in der Branche Briefdienstleistungen können der Ta-
belle im Anhang entnommen werden.
Die statistische Erfassung sieht eine Auswertung nach Ermittlungsverfahren, 
welche aus vorangegangenen Prüfungen resultieren, nicht vor. Ermittlungsver-
fahren können auch ohne vorangegangene Prüfung eingeleitet werden.
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